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Pharmagroßhändler setzt BAG-Urteil umPHOENIX 

Ein unerwarteter, aber willkommener 
Geldsegen steht rund 4.000 Beschäftig
ten des Pharmagroßhandelsunterneh
mens PHOENIX ins Haus. Rückwirkend 
zum 1. Februar bekommen Teilzeit-Mit
arbeiter*innen und geringfügig Beschäf
tigte für ihre geleistete Mehrarbeit Zu
schläge ausgezahlt. Grundlage dafür ist 
ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 
19. Dezember 2018 (10 AZR 231/18). 

PHOEN IX mit bundesweit20 Großhan
delsstandorten sowie einigen Tochter
gesellschaften ist damit das erste große 
Unternehmen der Branche, das die BAG
Entscheidung umsetzt. EndeApril wurde 
die Urteilsbegründung bekannt, und 
ver.di-Unternehmensbetreuer Siegmar 
Roder wies zudem bei einer Gesamt

betriebsratssitzung aufdieThematik hin. 
"Daraufhin hatderGesamtbetriebsrat an 
die Geschäftsleitung geschrieben und 
mit Hinweis auf die neue Rechtslage die 
Zuschlagszahlung gefordert", sagt der 
GBR-Vorsitzende Rudi Rainer. Bisher 
wurden Mehrarbeitszuschläge für Teil
zeitkräfte erst fällig, wenn diese so viel 
mehr gearbeitet hatten, dass sie über das 
Stundenvolumen einer Vollzeitkraft hi
nausgekommen sind, was nur selten der 
Fall war. Mit der BAG-Entscheidung müs
sen bereits ab derersten Stunde, die über 
die vertragliche Arbeitszeit hinausgeht, 
Zuschläge gezahlt werden. . 

"DerArbeitgeber hatjich~ach ~inig~n 
Beratungen Ende Ju~tereiterklart, die 
Regelung umzusetzen", so Rudi Rainer. 

Bis alle Nachzahlungen geleistet sind, 
dauert es allerdings noch: Spätestens im 
Septembersollen die Berechnungen der 
Mehrarbeitszuschläge für die Teilzeit
kräfte abgeschlossen sein und ausgezahlt 
werden. 

Miteinem beachtlichen sechsstelligen 
Betrag, der jährlich insgesamt für die Zu
schlagszahlungenfälligwird, rechnet der 
Gesamtbetriebsrat, GBR. Die Freude bei 
den betroffenen Beschäftigten-zu mehr 
als 70 Prozent Frauen-überdie neue Re
gelung ist groß. "Viele haben nicht ver
standen, warum sie keine Zuschläge für 
Mehrarbeit bekamen, denn die Belastyng 
istgleich groß wiefürVolizeitbeschäfti~te, 

die Überstunden leisten", stellt der GBR
Vorsitzende fest. 

Angesichts derVerteuerung von Teilzeit
arbeit hoffen die Arbeitnehmervertrete
r*innen auf die vertragliche Stundenauf
stockung für Teilzeit-Mitarbeiter*innen. 
Rud iRainer: "Bisherarbeiten an einzelnen 
Standorten viele geringfügig Beschäftigte 
etwa einen Tag wöchentlich in der Zu
sammenstellung der Lieferungen an dje 
Apotheken." Da die Mehrarbeit gerade 
für dieseGruppe überproportional teurer 
wird, erwartet der GBR, dass sie schon 
bald neueVerträgemit höheren Stunden
kontingenten angeboten bekommen. 

SiegmarRoderhofft, dass das Urteil bei 
den übrigen Pharmagroßhändlern eben
so zügig umgesetztwird, damit kein Wett
bewerbsnachteil für PHOENIX entsteht. 

Gudrun Giese 
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Textfeld
          ver.di-Publik 5/2019



(/index.php)

Wir über uns
(/index.php/wir-ber-uns-footermenue-276.html)

Impressum/Datenschutz
(/index.php/impressum-footermenue-272.html)

Zuschlag für Überstunden nun auch für Teilzeitkräfte 

Sitzung der ARK-RWL am 14. Mai 2019

Die ARK-RWL hat mit Änderung des § 7 Abs. 6 BAT-KF beschlossen, dass der Zuschlag 

für Überstunden nun auch für Teilzeitkräfte fällig wird, wenn diese über die vereinbarte 

Arbeitszeit hinaus aufgrund kurzfristiger Anordnung ("später als am Vorvortag") zum 

Dienst verpflichtet werden und diese Mehrleistung nicht innerhalb einer Woche 

ausgeglichen wird. Bisher mussten Teilzeitkräfte zunächst mindestens auf die Arbeitszeit 

einer Vollzeitkraft kommen, um Anspruch auf den Zuschlag zu haben.

Die Arbeitsrechtsregelung findet Ihr hier zum Download

(/index.php/component/joomdoc/bat-kf-und-

avr/Zuschlag%20Ueberstd.%20bei%20Teilzeit_2019-05-27-rs-3-

2019_Anlagen.pdf/download.html)Mehr dazu ist dem Rundschreiben Nr.3 des DW-RWL 

(https://www.diakonie-rwl.de/themen/recht/rundschreiben-arbeits-und-sozialrecht)zu 

entnehmen.

Alles zum BAT-KF

BAT-KF Überleitung 2007
(/index.php/bat-kf-ueberleitung.html)

BAT-KF Textausgabe
(http://www.kirchenrecht-ekir.de/document/3877)

BAT-KF Entgeltgruppenplan
(/index.php/weitere-texte-texte-bat-kf-244.html)

BAT-KF Entgelttabellen
(http://www.kirchenrecht-ekir.de/document/3994#s47000048)

Bereitschaftsdienstentgelt
(http://www.kirchenrecht-ekir.de/document/3995#)

TV-Ärzte -KF
(http://www.kirchenrecht-ekir.de/document/3996#s47000055)

TVÜ -Ärzte -KF 
(http://www.kirchenrecht-ekir.de/document/3997#s47000010)





Bundes-Angestellten-Tarifvertrag 

in kirchlicher Fassung (BAT-KF) 

§ 7      Sonderformen der Arbeit 

( 6 ) Überstunden sind die Arbeitsstunden, die die oder der Mitarbeitende 

über den dienstplanmäßigen oder betriebsüblichen Umfang hinaus 
geleistet hat, soweit sie die individuell festgesetzte Arbeitszeit der oder 
des Mitarbeitenden in der Woche überschreiten und später als am 
Vorvortag angeordnet sind. Sie werden als Arbeitszeit im Sinne von § 6 

Absätze 1 bis 3 und 5 angerechnet. Im Übrigen wird der Zeitzuschlag für 
Überstunden (§ 8 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a) gezahlt, soweit nicht § 8 Satz 4 
angewendet wird. Überstunden sind auf dringende Fälle zu beschränken 
und möglichst gleichmäßig auf die Mitarbeitenden zu verteilen. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend informieren wir Sie u. a. über die Entwicklung in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
Rheinland-Westfalen-Lippe (ARK-RWL), die neueste Rechtsprechung und Veränderungen in der 
Gesetzgebung: 
 
I. Arbeitsrecht 

 
1. Bericht aus der Arbeitsrechtlichen Kommission Rheinland-Westfalen-Lippe  

 
1.1 Lehrkräfte in der Pflege 
 
Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. hat in ihrer Sitzung am 
15.05.2019 auf Antrag des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. einen 
neuen Berufsgruppenplan für Lehrkräfte in der Pflege beschlossen! 
 
Dieser tritt am 01.07.2019 in Kraft. 
 
Bislang waren die Lehrkräfte in der Pflege im Abschnitt A des PEGP eingruppiert und wurden 
dort als Unterrichtsschwestern bezeichnet. Dies ist a) nicht mehr zeitgemäß, weil dies nicht die 
aktuelle Berufsbezeichnung ist und bildet b) auch nicht mehr die Ausbildungen ab, die das Lehr-
personal in der Pflege vorzuweisen hat und damit die hohe Qualität der Ausbildung in der Pflege 
sicher stellt. 
 
Inhaltlich regelt die beigefügte Arbeitsrechtsregelung Folgendes: 
 
 Neuer Berufsgruppenplan 
 
Es ist ein neuer Berufsgruppenplan „Lehrkräfte in der Pflege“ gebildet worden. Die Lehrkräfte in 
der Pflege werden nun in den Allgemeinen Entgeltgruppenplan, unter den Gesundheitsberufen, 
als neue Ordnungsnummer 3.12 überführt. Gleichzeitig wurden im Abschnitt A des PEGP alle 
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 Mit dem Juli-Gehalt 2020, 2021 und 2022 erhält er eine Steigerung von jeweils 4 % auf 
die Zulage und das Entgelt zum 30.06. des jeweiligen Jahres. Im Jahr 2023 erhält er mit 
dem Juligehalt dann das endgültige sich aus der Tabelle der Eingruppierung im A-EGP 
entsprechende ergebende Entgelt. Die Zulage entfällt zu diesem Zeitpunkt. 

 
Durch Dienstvereinbarung gem. § 36 MVG kann eine für die Mitarbeitenden günstigere 
Streckung oder der Verzicht auf die Anwendung der Überforderungsklausel vereinbart 
werden. Der Mitarbeitervertretung ist die maßgebliche Berechnung offenzulegen, so dass 
der Mitarbeitervertretung eine Überwachungsfunktion zukommt. 
 
1.2 Arbeitsrechtsregelung zur Änderung des § 7 Abs. 6 BAT-KF 
 
Schon seit letztem Jahr hat die Arbeitsrechtliche Kommission RWL über die Anpassung der Defi-
nition des Überstundenbegriffs im Sinne des § 7 Abs. 6 BAT-KF diskutiert. Bislang hatten die 
Dienstgeber eine Änderung abgelehnt und sich dabei auf die Rechtsprechung des 10. Senats 
des Bundesarbeitsgerichts (Urteil vom 26. April 2017 – 10 AZR 589/15) berufen. Dem folgte im 
November 2018 auch die Arbeitsrechtliche Schiedskommission (siehe Rundschreiben 12/2018 
vom 23.11.2018). Mit Urteil vom 19.12.2019, Az.: AZR 231/18 (Bericht s. u.) änderte der 10. Se-
nat nun seine Rechtsprechung und urteilte, dass eine Regelung in einem Tarifvertrag im Einklang 
mit § 4 Abs. 1 Teilzeit- und Befristungsrecht (TzBfG) dahin auszulegen sein kann, dass Mehrar-
beitszuschläge bei Teilzeitbeschäftigten für die Arbeitszeit geschuldet sind, die über die Teilzeit-
quote hinausgeht, die Arbeitszeit einer Vollzeittätigkeit jedoch nicht überschreitet. 
 
Der Senat urteilte, dass die Auslegung des Tarifvertrags ergebe, dass Teilzeitbeschäftigte mit 
vereinbarter Jahresarbeitszeit einen Anspruch auf Mehrarbeitszuschläge für die Arbeitszeit ha-
ben, die über ihre individuell festgelegte Arbeitszeit hinausgeht. Diese Auslegung entsprä-
che höherrangigem Recht. Sie sei mit § 4 Abs. 1 TzBfG vereinbar. Zu vergleichen seien die ein-
zelnen Entgeltbestandteile, nicht die Gesamtvergütung. Teilzeitbeschäftigte würden benachteiligt, 
wenn die Zahl der Arbeitsstunden, von der an ein Anspruch auf Mehrarbeitsvergütung entsteht, 
nicht proportional zu ihrer vereinbarten Arbeitszeit vermindert würde.  
 
Da auch § 7 Abs. 6 BAT-KF vorsieht, dass für Teilzeitbeschäftigte eine Überstunde erst entstehen 
kann, wenn diese die wöchentliche Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftigten überschreiten, verstößt 
dieser nun auf Grund des zitierten Urteils gegen § 4 Abs. 1 TzBfG. Daher wurde er nun in der Sit-
zung der ARK-RWL angepasst. 
 
§ 7 Abs. 6 BAT-KF lautet daher nun wie folgt: 
 
„Überstunden sind die Arbeitsstunden, die die oder der Mitarbeitende über den dienstplanmäßi-
gen oder betriebsüblichen Umfang hinaus geleistet hat, soweit sie die individuell festgesetzte 
Arbeitszeit des oder der Mitarbeitenden in der Woche überschreiten und später als am Vor-
vortag angeordnet sind.“ 
 
Damit müssen nun folgende Voraussetzungen erfüllt sein, damit eine Überstunde vorliegt und 
der Überstundenzuschlag nach § 8 Abs. 1 Buchst. a BAT-KF zu zahlen ist: 
 
Überschreiten der individuellen wöchentlichen Arbeitszeit,  
Anordnung, 
später als am Vorvortag, d. h. von heute auf Morgen. 
 
Die Arbeitsrechtsregelung liegt dem Rundschreiben bei (Anlage 2).  
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eines kurzen Fallberichts, jedoch Löschung der umfangreicheren Akten nach Ablauf einer ange-
messenen Frist). 

 
2.5 BAG, Urteil vom 19.12.2018 - 10 AZR 231/18 Diskriminierung Teilzeitbeschäftigter im 

Hinblick auf den Schwellenwert für Überstundenzuschläge 
 

Die Parteien stritten unter anderem über tarifliche Zuschläge für Mehrarbeit. 
Die Beklagte beschäftigt die Klägerin in Teilzeit als stellvertretende Filialleiterin. Auf das Arbeits-
verhältnis findet der Manteltarifvertrag für Systemgastronomie Anwendung. 
Das Tarifwerk sah unter anderem Zuschläge für „Mehrarbeit“ vor, unter anderem unter der Vo-
raussetzung, dass der Schwellenwert der monatlichen Arbeitszeit einer Vollzeitbeschäftigten über-
schritten wird. 
 
Die beklagte Arbeitgeberin vertrat die Ansicht der klagenden Arbeitnehmerin stünden keine Mehr-
arbeitszuschläge zu. Sie habe die Arbeitszeit einer Vollzeitkraft nicht erreicht. 
 
Das BAG gab der Arbeitnehmerin Recht. 
 
Der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts führte aus, er gäbe seine bisherige, zuletzt mit Urteil 
vom 26. April 2017 geäußerte Rechtsprechung auf, wonach für die Prüfung, ob Teilzeitbeschäftigte 
benachteiligt werden, auf die Gesamtvergütung abzustellen ist (BAG vom 26. April 2017 - 10 AZR 
589/15 - Rn. 33). Er schließe sich der Rechtsprechung des Sechsten Senats des Bundesarbeits-
gerichts an. Danach führe die formale Gleichbehandlung im Hinblick auf die Gesamtvergütung zu 
einer Ungleichbehandlung. 
 
Der Zehnte Senat des BAG problematisierte den einheitlichen Schwellenwert der Arbeitszeit von 
Vollzeitbeschäftigten im Hinblick auf das Verbot der Diskriminierung von Teilzeitbeschäftigten. 
Der Zehnte Senat des BAG schloss sich mit den folgenden Ausführungen der Rechtsprechung 
des Sechsten Senats des BAG an: 
 

„Ein Tarifverständnis, nach dem ein Anspruch auf Mehrarbeitszuschläge erst bestünde, 
wenn die Arbeitszeit bei Vollzeittätigkeit überschritten wird, führte zu einer unmittelbaren 
Ungleichbehandlung von Teilzeitkräften. Während Vollzeitkräfte Zuschläge bereits für die 
erste Stunde Mehrarbeit erhielten, kämen Teilzeitkräfte erst dann in den Genuss von Zu-
schlägen, wenn sie das Delta zwischen ihrer individuellen Teilzeitquote und der Arbeitszeit 
bei Vollzeittätigkeit gearbeitet hätten. Damit ginge eine wegen ihrer Teilzeitquote höhere 
Belastungsgrenze einher (vgl. EuGH 27.5.2004 – C-285/02 – Rn. 17, AP EG Art. 141 Nr. 
10 – Elsner-Lakeberg). Teilzeitkräfte würden damit unmittelbar benachteiligt (BAG 
23.3.2017 – 6 AZR 161/16 – Rn. 53, BAGE 158, 360 = AP TVöD § 7 Nr. 8).“ 

 
Im Hinblick auf diese Rechtsprechungsänderung änderte die Arbeitsrechtliche Kommission RWL 
den Überstundenbegriff in § 7 Abs. 6 BAT-KF, wie in diesem Rundschreiben berichtet wird.  

 

2.6 EuGH, Urteil vom 14. Mai 2019 (C-55/18), Arbeitszeiterfassung 
 

Der EUGH entschied in einem Vorabentscheidungsverfahren im Kontext eines Rechtsstreits zwi-
schen der Federación de Servicios de Comisiones Obreras (CCOO) und der Deutsche Bank SAE 
über das Fehlen eines betriebsinternen Systems zur Erfassung der von den Arbeitnehmern dieses 
Unternehmens geleisteten täglichen Arbeitszeit. Insbesondere ging es um die Frage der Arbeits-
zeiterfassung im Kontext der europäischen Gesetzgebung. 
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Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
nachfolgend informieren wir Sie u. a. über die Entwicklung in der Arbeitsrechtlichen Kommission 
Rheinland-Westfalen-Lippe (ARK-RWL), die neueste Rechtsprechung und Veränderungen in der 
Gesetzgebung: 
 
I. Arbeitsrecht 
 
Bericht aus der Arbeitsrechtlichen Kommission Rheinland-Westfalen-Lippe  
 
In der letzten Sitzung der Arbeitsrechtlichen Kommission vor der Sommerpause hat diese einige 
Beschlüsse gefasst: 
 
1. Arbeitsrechtsregelung über die Anwendung der AVR Diakonie Deutschland gemäß § 3 

Abs. 4 Arbeitsrechtsregelung (ARRG) 
 
Die Arbeitsrechtliche Kommission Rheinland-Westfalen-Lippe hat beschlossen, dass ein Mitglied 
des Diakonisches Werk Rheinland-Westfalen-Lippe e. V. die AVR Diakonie Deutschland (AVR DD) 
unbefristet anwenden darf.   
 
Die entsprechende Arbeitsrechtsregelung liegt diesem Rundschreiben bei (Anlage 1). 
 
2. Arbeitsrechtsregelung Änderung des §§ 6 Abs. 8 und 9 des Tarifvertrages für Ärztinnen 

und Ärzte – kirchlicher Fassung – Anl. 6 zum BAT-KF (TV-Ärzte-KF) – Definition Über-
stunden 

 
Im letzten Rundschreiben berichteten wir, dass § 7 Abs. 6 BAT-KF wegen der veränderten Recht-
sprechung des Bundesarbeitsgerichtes (BAG, Urteil vom 19.12.2018, AZ Punkte: AZR 231/18) an-
gepasst werden musste, weil dieser wegen Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten gegen 
§ 4 Abs. 1 Teilzeit-und Befristungsgesetz (TzBfG) verstößt. 
 
Gleiches trifft für § 6 Abs. 9 TV-Ärzte-KF zu, da auch dieser bislang vorsah, dass eine Überstunde 
erst nach Erreichen der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten entstehen kann. Daher 
hat die ARK-RWL auch hier eine neue Definition der Überstunde verabschiedet und folgerichtig 
§ 6 Abs. 8 TV-Ärzte-KF gestrichen. § 6 Abs. 9 TV-Ärzte-KF lautet nunmehr wie folgt: 
 

„Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmen 
der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 5 Absatz 1) oder über die mit Teil-
zeitbeschäftigten vertraglich vereinbarte Arbeitszeit für die Woche dienstplanmäßig 
bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der 
folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.“ 

 
Diese Regelung ist am 12. Juni 2019 in Kraft getreten. Die entsprechende Arbeitsrechtsregelung 
liegt diesem Rundschreiben anbei (Anlage 2). 
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2. Arbeitsrechtsregelung Änderung des §§ 6 Abs. 8 und 9 des Tarifvertrages für Ärztinnenund Ärzte – kirchlicher Fassung – Anl. 6 zum BAT-KF (TV-Ärzte-KF) – Definition ÜberstundenIm letzten Rundschreiben berichteten wir, dass § 7 Abs. 6 BAT-KF wegen der veränderten Rechtsprechungdes Bundesarbeitsgerichtes (BAG, Urteil vom 19.12.2018, AZ Punkte: AZR 231/18) angepasstwerden musste, weil dieser wegen Ungleichbehandlung von Teilzeitbeschäftigten gegen§ 4 Abs. 1 Teilzeit-und Befristungsgesetz (TzBfG) verstößt.Gleiches trifft für § 6 Abs. 9 TV-Ärzte-KF zu, da auch dieser bislang vorsah, dass eine Überstundeerst nach Erreichen der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollbeschäftigten entstehen kann. Daherhat die ARK-RWL auch hier eine neue Definition der Überstunde verabschiedet und folgerichtig§ 6 Abs. 8 TV-Ärzte-KF gestrichen. § 6 Abs. 9 TV-Ärzte-KF lautet nunmehr wie folgt:„Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmender regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 5 Absatz 1) oder über die mit Teilzeitbeschäftigtenvertraglich vereinbarte Arbeitszeit für die Woche dienstplanmäßigbzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende derfolgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden.“Diese Regelung ist am 12. Juni 2019 in Kraft getreten



Arbeitsrechtsregelung  

zur Änderung des BAT-KF – Anlage 6  

Vom 12. Juni 2019 

 

 

§ 1 

Änderung des BAT-KF – Anlage 6 

Der Tarifvertrag für Ärztinnen und Ärzte – Kirche Fassung (TV-Ärzte-KF) – Anlage 6 zum 

BAT-KF, der zuletzt durch die Arbeitsrechtsregelung vom 13. Dezember 2017 geändert wor-

den ist, wird wie folgt geändert: 

 

§ 6 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 8 wird gestrichen. 

2. Absatz 9 wird wie folgt gefasst: 

„(9) Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rah-

men der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 5 Absatz 1) oder über die mit 

Teilzeitbeschäftigten vertraglich vereinbarte Arbeitszeit für die Woche dienstplanmäßig bzw. 

betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der fol-

genden Kalenderwoche ausgeglichen werden.“ 

3. Die Absätze 9 bis 11 werden Absätze 8 bis 10. 

 

§ 2 

Inkrafttreten 

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 12. Juni 2019 in Kraft. 

 

 

Dortmund, den 12. Juni 2019 Rheinisch-Westfälisch-Lippische 

 Arbeitsrechtliche Kommission 

 Der Vorsitzende 

 
 

s.balzer
Schreibmaschinentext
Anlage 2
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„(9) Überstunden sind die auf Anordnung geleisteten Arbeitsstunden, die über die im Rahmender regelmäßigen Arbeitszeit von Vollbeschäftigten (§ 5 Absatz 1) oder über die mitTeilzeitbeschäftigten vertraglich vereinbarte Arbeitszeit für die Woche dienstplanmäßig bzw.betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hinausgehen und nicht bis zum Ende der folgendenKalenderwoche ausgeglichen werden.“
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